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Die EU will durch die Reduzierung von Nachhaltig-

keitspflichten und eine Anpassung der europäi-

schen Investitionsprogramme Unternehmen –  

vor allem KMUs – entlasten und ihre Wettbe-

werbsfähigkeit steigern. Zu diesem Zweck hatte 

die EU bereits im Februar vergangenen Jahres 

eine Reihe von Vorschlägen veröffentlicht (sog. 

Omnibus-I-Paket).1

Ziel war es, Unternehmen durch die Vereinfachung folgender EU-Vor-
schriften zu entlasten:

•	 der Vorschriften zur Nachhaltigkeitsberichterstattung,

•	 der Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CS3D; EU-Liefer-
kettengesetz) sowie

•	 des Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM).

Am 17. April 2025 trat bereits „die Stop the Clock“-Richtlinie des Omni-
bus-I-Pakets in Kraft.2 Sie verschob die Anwendungszeitpunkte der Cor-
porate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und der Corporate Sus-
tainability Due Diligence Directive (CS3D).

1	 Vgl. hierzu ausführlich: ACI-Folder, online abrufbar unter https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-
2025-Omnibus-Gesetz.pdf und https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-2025-Omnibus-CBAM.pdf 

2	 Richtlinie (EU) 2025/794 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.4.2025 zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760 bezüglich der Daten, ab denen die Mitgliedstaaten bestimmte 
Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfaltspflichten von Unternehmen erfüllen 
müssen, EUABl. L vom 16.4.2025A
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Am 26. Februar 2026 wurde nun ein weiterer Teil des Om-
nibus-I-Pakets im EU-Amtsblatt veröffentlicht.3 Er sieht Ent-
lastungen im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und des EU-Lieferkettengesetzes vor. 

In Deutschland wurde die Corporate Sustainability Repor-
ting Directive (CSRD) bislang immer noch nicht in nationa-
les Recht umgesetzt. Im September 2025 wurde zuletzt ein 
Regierungsentwurf zur Umsetzung vorgelegt.4 Aus seiner 

Begründung war schon ersichtlich, dass die Regierung die 
Omnibus-Änderungen noch im laufenden Gesetzgebungs-
prozess berücksichtigen will. Der derzeitige Regierungsent-
wurf dürfte daher im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens noch deutlich überarbeitet werden.

A.	 Entlastungen durch Omnibus-I-Paket

Im Folgenden ist der wesentliche Inhalt der Entlastungen zusammengefasst:

Überarbeitung der Vorgaben zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung

1. Reduzierung des Anwendungsbereichs und teilweise 
Verschiebung der Anwendungszeitpunkte
Der Anwendungsbereich der Corporate Sustainability Re-
porting Directive (CSRD)5 – und dadurch auch derjenige der 
EU-Taxonomieverordnung – wurde reduziert; für rund 90 
Prozent der bislang betroffenen Unternehmen gilt die CSRD 
nun nicht mehr. Nur folgende Gesellschaften fallen noch un-
ter den Anwendungsbereich der Richtlinie:

Für Geschäftsjahre, die zwischen dem 1. Januar 2024 
und dem 31. Dezember 2026 beginnen: alle großen6 Un-
ternehmen von öffentlichem Interesse (Public Interest Ent-
ities; PIEs)7 mit mehr als 500 Beschäftigten.8 Auf Konzern-
ebene sind PIE-Mutterunternehmen einer großen Gruppe 
mit mehr als 500 Beschäftigten9 berichtspflichtig.10 Mitglied-
staaten wird das Wahlrecht eingeräumt, die Unternehmen, 
die nicht mehr als 1.000 Beschäftigte haben und deren Um-
satz nicht 450 Mio. EUR übersteigt, für Geschäftsjahre, die 
zwischen dem 1. Januar 2025 und dem 31. Dezember 2026 
beginnen, von der Berichtspflicht zu befreien.11

3	 Richtlinie (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.2.2026 zur 
Änderung der Richtlinien 2006/43/EG, 2013/34/EU, (EU) 2022/2464 und (EU) 
2024/1760 im Hinblick auf bestimmte Anforderungen an die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung und die Sorgfaltspflichten von Unternehmen, EUABl. L vom 26.2.2026 
(im Folgenden: Omnibus-B-RL)

4	 Vgl. hierzu näher ACI-Folder, online abrufbar unter https://audit-committee-institute.
de/media/aci-folder-2025-CSRD-UmsG-RegE.pdf

5	 Weitere Informationen zur CSRD im folgenden ACI-Folder, online abrufbar unter 
https://audit-committee-institute.de/media/aci_folder_2022_Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung.pdf

6	 Große Unternehmen müssen zwei der folgenden Kriterien erfüllen: 
• im Jahresdurchschnitt mehr als 250 Arbeitnehmer, 
• die Bilanzsumme überschreitet 25 Mio. EUR oder 
• die Umsatzerlöse überschreiten 50 Mio. EUR in den zwölf Monaten vor dem 

Abschlussstichtag

7	 Das heißt kapitalmarktorientierte Unternehmen, Banken und Versicherungen

8	 Vgl. näher Art. 19a Abs. 1 RL 2013/34/EU, Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 RL 2022/2464 
jeweils idF Omnibus-B-RL

9	 Auf konsolidierter Basis

10	 Vgl. näher Art. 29a Abs. 1 RL 2013/34/EU, Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 RL 2022/2464 
jeweils idF Omnibus-B-RL

11	 Vgl. Art. 5 Abs. 2 Untabs. 5 RL 2022/2464 idF Omnibus-B-RL

Für Geschäftsjahre ab dem 1. Januar 2027: alle Kapital-
gesellschaften, haftungsbeschränkte Personenhandelsge-
sellschaften und – rechtsformunabhängig – Banken und 
Versicherungen mit jeweils mehr als 1.000 Beschäftigten 
und einem jährlichen Nettoumsatz von mehr als 450 Mio. 
EUR.12 Auf Konzernebene trifft die Pflicht Mutterunterneh-
men einer Gruppe mit mehr als 1.000 Beschäftigten und ei-
nem jährlichen Nettoumsatz von mehr als 450 Mio. EUR.13

Darüber hinaus wurden die Voraussetzungen, unter denen 
Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von 
Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU berichtspflichtig 
sind, angepasst.14

KMUs fallen unabhängig von ihrer Kapitalmarktorientierung 
nicht mehr unter den Anwendungsbereich. 

2. Entlastung kleinerer Unternehmen in der Wert-
schöpfungskette
Die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Großunternehmen sollen kleinere Unternehmen in der 
Wertschöpfungskette weniger belasten (Verhinderung des 
„trickle down“-Effekts). Unternehmen mit bis zu 1.000 Be-
schäftigten sollen daher nicht verpflichtet sein, Informatio-
nen in der Wertschöpfungskette an berichtspflichtige Unter-
nehmen weiterzugeben, die über diejenigen Informationen 
hinausgehen würden, die nach den freiwillig anwendbaren 
Standards15 zur Nachhaltigkeitsberichterstattung offenzule-
gen sind.16

3. Reduzierung der Berichtspflichten
Die Berichtspflichten sollen reduziert werden. So entfällt 
etwa die Berichterstattung nach den sektorspezifischen  

12	 Vgl. näher Art. 19a Abs. 1 RL 2013/34/EU, Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 RL 2022/2464 
idF Omnibus-B-RL

13	 Vgl. näher Art. 29a Abs. 1 RL 2013/34/EU, Art. 5 Abs. 2 Untabs. 1 RL 2022/2464 
jeweils idF Omnibus-B-RL

14	 Vgl. näher Art. 40a RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL

15	 Art. 29ca RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL enthält eine Ermächtigungsgrundlage 
für die EU-Kommission, Standards zur freiwilligen Nachhaltigkeitsberichterstattung 
für Unternehmen außerhalb des Anwendungsbereichs der CSRD in Form delegier-
ter Rechtsakte zu erlassen.

16	 Vgl. näher Artt. 19a Abs. 3, 29a Abs. 3 RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL
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European Sustainability Reporting Standards (ESRS).17 
Die Standards sollen zudem die Schwierigkeiten berück-
sichtigen, die Unternehmen bei der Erhebung von Daten 
entlang ihrer Wertschöpfungskette haben.18 Die ESRS 
selbst wurden mit dem Ziel überarbeitet, die berichts-
pflichtigen Unternehmen durch eine entsprechende Ver-
einfachung zu entlasten, gleichzeitig die Aussagekraft der 
Nachhaltigkeitserklärungen zu erhöhen und somit die Errei-
chung der Ziele des EU-Green Deals zu unterstützen. Vor 
diesem Hintergrund hat die EFRAG am 4. Dezember 2025 
die überarbeiteten Entwürfe an die Europäische Kommis-
sion als sogenannter „Technical Advice“ übergeben.19 Die 
Änderungsvorschläge beruhen auf sechs konzeptionellen 
Hebeln, mit denen eine Vereinfachung der ESRS erreicht 
werden soll:

•	Vereinfachung der doppelten Wesentlichkeitsanalyse 
(DMA)

•	Verbesserung der Lesbarkeit/Prägnanz von Nachhaltig-
keitsberichten und bessere Einbindung in die Unterneh-
mensberichterstattung insgesamt

•	Grundlegende Überarbeitung der Beziehung zwischen 
den Mindestangabepflichten aus ESRS 2 und deren Spe-
zifikationen in den themenspezifischen Standards

•	Verbesserte Verständlichkeit, Klarheit und Zugänglichkeit 
der Standards

•	Verbesserte Interoperabilität mit internationalen Stan-
dards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (insbesondere 
ISSB Standards)

•	Einführung diverser weiterer vorgeschlagener Erleichte-
rungen, insbesondere einer signifikanten Reduktion der 
geforderten Datenpunkte

Um Rechtskraft zu erlangen, müssen die Änderungen an 
den ESRS, ggf. mit weiteren Anpassungen durch die EU-
Kommission, in Form einer Delegierten Verordnung verab-
schiedet werden.

Auch im Bereich der EU-Taxonomie-Berichterstattung 
hat der EU-Gesetzgeber mit der Verabschiedung der De-
legierten Verordnung vom 4. Juli 2025 Erleichterungen auf 
den Weg gebracht. Zu nennen sind hier insbesondere das 
neu eingefügte Wesentlichkeitskonzept sowie die Vereinfa-
chung bzw. Streichung von bestimmten Meldebögen.

Ferner werden auch die Ausnahmefälle, in denen Unter-
nehmen bestimmte Angaben etwa aus Selbstschutzgrün-
den weglassen dürfen, präzisiert.20

17	 Vgl. Art. 29b RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL

18	 Vgl. näher Art. 29b Abs. 4 RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL

19	 Der “Technical Advice” mit weiteren Begleitdokumenten ist auf der Website der 
EFRAG unter https://www.efrag.org/en/draft-simplified-esrs abrufbar.

20	Vgl. näher Art. 19a Abs. 3, 29a Abs. 3 RL 2013/34/EU idF Omnibus-B-RL

4. Offenlegungslösung für elektronische Bericht- 
erstattung
Die kollektive Verantwortung der Mitglieder der Leitungs- 
und Überwachungsorgane dafür, dass die Anforderungen 
an das elektronische Berichtsformat (European Single Elec-
tronic Format (ESEF)) eingehalten werden, beschränkt sich 
auf dessen Veröffentlichung und nicht die Erstellung.21

5. Externe Prüfungspflicht
Die externe Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
soll auch mittel- und langfristig nur mit begrenzter Prüfungs-
sicherheit (limited assurance) erfolgen.22

6. Angaben zur Abhängigkeit von immateriellen  
Ressourcen
Nur noch Kapitalgesellschaften mit mehr als 1.000 Beschäf-
tigten, die an ihrem Bilanzstichtag einen Nettoumsatz von 
450 Mio. EUR überschreiten, müssen im (Konzern-)Lage-
bericht Angaben zu den wichtigsten immateriellen Ressour-
cen machen und erläutern, inwiefern das Geschäftsmodell 
des Unternehmens von diesen abhängt und wie diese 
Ressourcen eine Quelle der Wertschöpfung des Unterneh-
mens sind.23

Überarbeitung der CS3D

Gemäß der CS3D müssen Unternehmen bestimmte Sorg-
faltspflichten zum Schutz der Menschenrechte und der 
Umwelt in der Wertschöpfungskette einhalten.24 Zu den 
Sorgfaltspflichten gehört insbesondere das Ergreifen ge-
eigneter Maßnahmen, um negative Auswirkungen auf die 
Menschenrechte und die Umwelt 

•	zu identifizieren und zu bewerten und falls erforderlich zu 
priorisieren, 

•	zu vermeiden bzw. abzuschwächen, 

•	zu beenden bzw. zu minimieren sowie zu beheben. 

Das Omnibus-I-Paket mildert diese Sorgfaltspflichten ab 
und verringert dadurch die Belastungen der Unternehmen. 

1. Reduzierung des Anwendungsbereichs und Verschie-
bung des Anwendungszeitpunkts 
Die Sorgfaltspflichten sollen nun nur noch Unternehmen 
treffen, die durchschnittlich mehr als 5.000 Beschäftigte 
haben und weltweit einen Nettoumsatz von über 1,5 Mrd. 
EUR erzielen.25 Damit fallen 85 Prozent der ursprünglich er-
fassten Unternehmen aus dem Anwendungsbereich her-
aus.

21	Vgl. näher Artt. 29d, 33 Abs. 1 RL 2013/34/EG idF Omnibus-B-RL

22	Vgl. näher Art. 26a Abs. 3 RL 2006/43/EG idF Omnibus-B-RL

23	Vgl. Art. 19 Abs. 1 Untabs. 4 RL 2013/34/EG idF Omnibus-B-RL

24	Weitere Informationen zur CS3D im folgenden ACI-Folder, online abrufbar unter 
https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-2024-CS3D-Richtlinie.pdf

25	Vgl. näher zum Anwendungsbereich Art. 2 Abs. 1-3 RL 2022/2464 idF Omnibus-B-RL
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Die Richtlinie ist bis zum 26. Juli 2028 in nationales Recht 
umzusetzen; anwendbar sollen die Vorschriften ab dem  
26. Juli 2029 sein.26

2. Reduzierung der Sorgfaltspflichten bei der Identifi-
kation von Risiken
Unternehmen müssen weiterhin die Bereiche ermitteln, 
in denen negative Auswirkungen am wahrscheinlichsten 
auftreten und auf dieser Grundlage eine eingehende Be-
wertung ihrer eigenen Tätigkeiten, derjenigen ihrer Tochter-
gesellschaften und – soweit sie mit ihrer Aktivitätskette in 
Zusammenhang stehen – derjenigen ihrer Geschäftspartner 
vornehmen. Anders als bislang sollen allerdings grundsätz-
lich nur direkte Geschäftspartner in die Bewertung aufge-
nommen werden müssen, die Bestandsaufnahme soll sich 
ausschließlich auf nach vernünftigem Ermessen verfügbare 
Informationen stützen.27

Zudem sollen Unternehmen im Rahmen der Risikoanalyse 
Informationen von direkten Geschäftspartnern mit weniger 
als 5.000 Beschäftigten nur anfordern, wenn die Informa-
tionen nicht auf anderem Weg in angemessener Weise be-
schafft werden können.28

3. Reduzierung der Sorgfaltspflichten bei der Verhinde-
rung und der Beendigung negativer Auswirkungen
Die Pflicht, Geschäftsbeziehungen bei schwerwiegenden 
negativen Auswirkungen unter Umständen beenden zu 
müssen, soll aufgehoben werden.29 Eine vorübergehende 
Aussetzung von Geschäftsbeziehungen kann aber weiter-
hin erforderlich sein.

4. Entschärfung der Vorgaben zur regelmäßigen Eva-
luation der Maßnahmen
Unternehmen müssen die getroffenen Sorgfaltsmaßnah-
men nicht mehr jährlich, sondern grundsätzlich nur noch alle 
fünf Jahre bewerten.30

5. Einbindung von Stakeholdern
Die Einbeziehung der Stakeholder in den Prozess der Ein-
haltung der Sorgfaltspflichten wird stärker eingegrenzt.31 
Zudem wird die gesetzliche Definition des Begriffs Stake-
holder enger gefasst.32

26	Vgl. Art. 37 Abs. 1 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

27	Vgl. näher Art. 8 Abs. 2 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

28	Vgl. näher Art. 8 Abs. 2a RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

29	Vgl. näher Art. 10 Abs. 6, Art. 11 Abs. 7 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

30	Vgl. näher – auch zu einer unter Umständen weiterhin erforderlichen Ad-hoc-Eva-
luation – Art. 15 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

31	Vgl. näher Art. 13 Abs. 3 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

32	Vgl. näher Art. 3 Abs. 1 lit. n RL 2024/1760 Omnibus-B-RL

6. Keine Pflicht zur Aufstellung von Klimatransforma-
tionsplänen
Die CS3D sah ursprünglich vor, dass Unternehmen einen 
Übergangsplan zur Minderung der Folgen des Klimawan-
dels annehmen und umsetzen müssen (Klimatransforma-
tionspläne). Diese Pflicht wurde gestrichen.33

7. Haftung und Sanktionen
Die Vorschriften zur Haftung der Unternehmen bei Verstö-
ßen gegen die Sorgfaltspflichten wurden entschärft.34 Zu-
dem soll die Obergrenze des Bußgeldrahmens, der jeweils 
von den Mitgliedstaaten festzusetzen ist, nur noch mindes-
tens drei Prozent des weltweiten Nettoumsatzes betragen 
müssen; die Kommission soll in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten Guidelines für die Festsetzung von Sanktio-
nen durch die Mitgliedstaaten entwickeln.35

Überarbeitung des CBAM

Im Rahmen des Omnibus-I-Pakets wurde zudem der Car-
bon Border Adjustment Mechanism (CBAM) überarbeitet.36 
Ziel war, ihn langfristig wirksamer zu machen, indem Um-
gehung und Missbrauch der Vorgaben besser verhindert 
werden. Zudem werden kleine Importeure entlastet und 
Vorgaben vereinfacht.

B.	 Inkrafttreten
Die Richtlinie tritt am 18. März 2026 in Kraft.37 Die Mitglied-
staaten haben bis zum 19. März 2027 Zeit, die Nachhaltig-
keitsberichterstattung und deren Prüfung betreffenden Rege-
lungen in nationales Recht umzusetzen.38 Für die CS3D läuft 
die Umsetzungsfrist bis zum 26. Juli 2028.39 Zu den jewei-
ligen Anwendungszeitpunkten siehe unter A.I.1. und A.II.1.

33	Zu weiterhin bestehenden Pflichten im Bereich von Klimatransformationspläne 
siehe ausführlich im kommenden Audit Committee Quarterly.

34	Vgl. Art. 29 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

35	Vgl. näher Art. 27 Abs. 4 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

36	Verordnung 2025/2083 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8.10.2025 zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/956 hinsichtlich einer Vereinfa-
chung und Stärkung des CO2-Grenzausgleichssystems, EUABl. L vom 17.10.2025; 
siehe näher hierzu im kommenden Audit Committee Quarterly

37	Vgl. Art. 6 Omnibus-B-RL

38	Vgl. Art. 5 Omnibus-B-RL

39	Vgl. Art. 37 Abs. 1 RL 2024/1760 idF Omnibus-B-RL

III.

Autorinnen:

Dr. Astrid Gundel, Senior Manager der KPMG AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, fachliche Leiterin des Audit  
Committee Institute e.V. 

Stefanie Jordan, Director, Department of Professional  
Practice, KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

4 Audit Committee Institute – Sonderpublikation

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezielle Situation einer Einzel-
person oder einer juristischen Person ausgerichtet. Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle 
Informationen zu liefern, können wir nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie 
zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in Zukunft so zutreffend sein werden. Niemand sollte 
aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigneten fachlichen Rat und ohne gründliche Analyse der 
betreffenden Situation.

Das Audit Committee Institute versteht sich als Forum für kontroverse Diskussionen. Die Ansichten und 
Meinungen sind die der Verfasser und entsprechen nicht unbedingt den Ansichten und Meinungen des 
Audit Committee Institute e.V.

© 2026 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungs gesellschaft, 
einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation  
unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company Limited 
by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.


	EU reduziert Nachhaltigkeits-
	-

	-
	A. Entlastungen durch Omnibus-I-Paket




